
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die gemeinsame öffentliche Sitzung des Haupt-, Finanz-, Bau- und 
Liegenschaftsausschusses und des Ausschusses für Infrastruktur, Verkehr, 
Umweltschutz und erneuerbare Energien der Ortsgemeinde Dienheim 
 
vom 25.02.2026 
 
in Dienheim, Ratssaal Dienheim der , Rheinstraße 33 
 
 
Beginn: 19:30 Uhr Ende: 21:20 Uhr 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Thorsten Wüstenhaus Ortsbürgermeister   
Norbert Jochem 2. Beigeordneter und Ausschussmitglied   
Niklas Schickling 3. Beigeordneter und Ausschussmitglied 

ab 20:20 Uhr anwesend. 
  

Joshua Schmitt Ausschussmitglied   
Joscha Arenz Ausschussmitglied   
Helga Steinfurth Ausschussmitglied   
Dr. Lutz Rumkorf Ausschussmitglied   
Thomas Krämer Ausschussmitglied 

in Vertretung von Siegrist, Sebastian 
  

Hugo Pereira Marques Ausschussmitglied   
Heidi Krebühl Ausschussmitglied   
Barbara Krenzer Ausschussmitglied 

in Vertretung von Herte, Stefan bis 20:20 
Uhr. 

  

Udo Schmitz Ausschussmitglied   
Sigrid Schad Ausschussmitglied   
Dr. Sascha Kemmeter Ausschussmitglied   
Sebastian Siegrist Ausschussmitglied 

wurde vertreten durch Krämer, Thomas 
  

Jens Kamp Ausschussmitglied   
Jürgen Ellner-Schek Ausschussmitglied   

 
Vertreten: 
Stefan Herte Ausschussmitglied 

wurde vertreten durch Krenzer, Barbara 
  

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Edgar Henkel 1. Beigeordneter   

 
Für die Verwaltung: 
 
Melitta Krolo-Geßner Schriftführung   
Christopher Schaad Stellv. Fachbereichsleiter Finanzen   
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Die Mitglieder des Haupt-, Finanz-, Bau- und Liegenschaftsausschusses und des 
Ausschusses für Infrastruktur, Verkehr, Umweltschutz und erneuerbare Energien der 
Ortsgemeinde Dienheim sind mit der Einladung vom 18.02.2026 auf Mittwoch, 25.02.2026, 
19:30 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie 
Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Die Ausschüsse sind nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
Vor Einstieg in die Tagesordnung werden TOP 2 und TOP 5 abgesetzt. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Beratung und Beschlussfassung über die Haushaltssatzung und Haushaltsplanes der 

Ortsgemeinde Dienheim für das Haushaltsjahr 2026 
(Vorlagen-Nummer: 012/2026/0006) 
 

2. Neuer Vertrag Nutzung Bauhoffläche nach Kündigung durch Aufbaugemeinschaft 
 

3. Beschlussvorlage "Freiflächen-PV: Umsetzungsvarianten des Grundsatzbeschlusses" 
(Vorlagen-Nummer: 012/2026/0009) 
 

4. Beratung und Beschlussfassung über die Erstellung eines kommunalen 
Biodiversitätskonzeptes (Übertragungsbeschluss) 
(Vorlagen-Nummer: 012/2025/0038) 
 

5. Austausch Lampen Kita Klawitterland 
 

6. Kita "Klawitterland" Dienheim 
hier: Anschaffung von Raumklimageräten im Rahmen der KIPKI Förderung 
(Vorlagen-Nummer: 012/2026/0007) 
 

7. Mitteilungen 
 

8. Anfragen 
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Tagesordnung 
 
 
1. Beratung und Beschlussfassung über die Haushaltssatzung und des 

Haushaltsplanes der Ortsgemeinde Dienheim für das Haushaltsjahr 2026 

 
Beratung: 
 
Der Haushaltsplan liegt allen vor. 
 
Der Vorsitzende übergibt das Wort an Herrn Schaad. Dieser begrüßt die anwesenden 
Ausschussmitglieder und erläutert, dass der Haushalt in der Sitzung im Dezember 2025 
bereits vorberaten wurde. Anhand nun bestätigter Zahlen konnte ein ausgeglichener Haushalt 
vorgelegt werden. Diverse Ergänzungen wurden aufgenommen, der Jahresüberschuss 
beträgt 5.670 €.  
 
Frau Krenzer merkt an, dass in der HauFi vom Dezember die FWG einen Antrag gestellt hat, 
die Gebäudeunterhaltung und Instandsetzung der Sternschnuppe der letzten 1-2 Jahre 
mitzuteilen, dem Herr Schaad nun nachkommt. 
 
Die SPD bittet, die Kosten für Ausleihe von Straßenschildern, neue Straßenregelung Alter 
Ortskern, noch aufzunehmen werden. Herr Schaad prüft die Verortung und wird dies 
aufnehmen. 
 
Zusätzlich sollen Personalkosten für Krankheitsvertretung Bauhof aufgenommen werden. Herr 
Schaad prüft und nimmt dies auf.  
 
 
Beschluss: 
 
Die Ausschüsse empfehlen, der Gemeinderat beschließt die Haushaltssatzung und den 
Haushaltsplan 2026 der Ortsgemeinde Dienheim einschließlich aller Analgen  
 
Es kommt zur Abstimmung des Haupt-, Finanz-, Bau- und Liegenschaftsausschuss  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit den besprochenen Ergänzungen 
und Änderungen 
 
 
Nach der Abstimmung verlässt Frau Barbara Krenzer die Sitzung und parallel dazu tritt Herr 
Niklas Schickling der Sitzung bei.  
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2. Neuer Vertrag Nutzung Bauhoffläche nach Kündigung durch Aufbaugemeinschaft  

 
Dieser TOP wurde vor Eintritt in die Tagesordnung abgesetzt, kommt am 10.03.2026 in der 
Gemeinderatssitzung zur Abstimmung  
 
 
 
 
3. Beschlussvorlage "Freiflächen-PV: Umsetzungsvarianten des 

Grundsatzbeschlusses" 
(Vorlagen-Nummer: 012/2026/0009) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
In der Sitzung vom 20.01.2026 hat der Gemeinderat einen Grundsatzbeschluss zur 
Errichtung einer Freiflächen-PV-Anlage im Außenbereich auf dem Grundstück Flur 28, 
Flurstück 5/4 gefasst. Da das Gelände den privilegierten Bereich von 200 m der Bahnlinie 
überschreitet, wäre hierzu ein umfangreiches Zielabweichungsverfahren mit Änderung des 
Flächennutzungsplans erforderlich. Bei der SGD Süd wurde dies bereits angefragt und 
mündlich als genehmigungsfähig bezeichnet, da die Fläche nicht im Vorranggebiet 
Landwirtschaft liegt, sondern lediglich im Vorranggebiet regionaler Grünzug, was bei PV-
Anlagen in der Regel unproblematisch ist. Das gesamte Verfahren dürfte etwa 3 Jahre 
dauern. 
 
Die Bundesregierung plant zum Jahr 2027 eine Änderung des EEG. Da hier mit schlechteren 
Ausbaubedingungen und geringeren Vergütungen gerechnet werden muss, wäre eine EEG-
Zusage nach altem Recht im Jahr 2026 für die Gemeinde von großem Vorteil. Dies wäre 
möglich, wenn man innerhalb der 200m Zone bliebe, da hier das aufwendige 
Zielabweichungsverfahren entfällt.  
 
Daher hat die Gemeindeverwaltung bei dem Projektentwickler PROKON eG angefragt, ob 
auch eine Realisierung in der 200m Variante möglich sei. Die Prokon eG ist auch an dieser 
Variante interessiert, hierzu bedarf es aber einer Einspeisegenehmigung, abhängig von der 
Netzverträglichkeitsprüfung beim Verteilernetzbetreiber EWR, sowie einer 
Brutvogelkartierung. Letztere kann von Prokon erst 2027 beauftragt werden.  
 
Die Gemeindeverwaltung hat daher parallel dazu Kontakt zum Projektentwickler wiwi consult 
GmbH aufgenommen, der bereits zwei Windenergieanlagen auf Dienheimer Gemarkung 
errichtet. Die wiwi consult verfügt bereits über eine Netzverträglichkeitsprüfung und einen 
Netzzugangspunkt an der WEA 01 am „Schänzchen“ und wäre bereit eine entsprechende 
Zuleitung zu errichten. Außerdem hat sich die wiwi consult bereits einen Timeslot für eine 
Brutvogelkartierung für 2026 gesichert und eine Projektplan zur Beantragung EEG in 2026 
und Bau- und Inbetriebnahme in Q3 2027 bis Q1 2028 in Aussicht gestellt.  
 
Der Haupt-, Finanz-, Bau- und Liegenschaftsausschuss empfiehlt / der Gemeinderat muss 
nun entscheiden, ob bei der großen Variante geblieben oder die kleine Variante im 200m 
Bereich umgesetzt werden soll. Außerdem soll der Haupt-, Finanz-, Bau- und 
Liegenschaftsausschuss / der Gemeinderat eine Empfehlung abgeben, mit welchem 
Projektentwickler die Umsetzung erfolgen soll. 
 
Anlage: Präsentation Freiflächen-PV der wiwi consult GmbH 
 
 
Beschlussvorschlag: 
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Der Haupt-, Finanz-, Bau- und Liegenschaftsausschuss empfiehlt / der Gemeinderat 
beschließt: 

1. a) Variante 1: Freiflächen-PV in ursprünglich geplanter Version (7,5 ha) 

b) Variante 2: Freiflächen-PV auf verringerter Fläche im privilegierten Bereich 200m 

östlich der Bahngleise (5,2 ha) 

2. a) weitere Projektplanung mit PROKON eG 

b) weitere Projektplanung mit wiwi consult GmbH 

 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende erklärt, dass heute beschlossen werden soll, ob sich die Gemeinde für die 
große oder kleine Version entscheidet und welchem Projektierer sie den Zuschlag gibt. Bei 
der kleinen Lösung verzichtet die Gemeinde auf 2 ha Einnahmen aus PV und hat dafür 
aufgrund der Privilegierung die Chance auf eine schnellere Umsetzung. Bei der großen 
Lösung ist ein Zielabweichungsverfahren notwendig, was den Prozess deutlich verlängert 
und aufgrund der geplanten EEG-Änderung und der Marktsituation das Gesamtprojekt 
möglichweise gefährdet. 
 
Beschluss: 
 
Nach umfangreicher Diskussion wird entschieden, dass heute nur über Punkt 1. abgestimmt 
wird. Punkt 2. wird erst entschieden, wenn Gestattungsverträge der Projektierer vorliegen. 
Punkt 2 soll in die Gemeinderatssitzung am 10.03.2026 verschoben werden. 
 
Es kommt zur Abstimmung des Haupt-, Finanz-, Bau- und Liegenschaftsausschuss  
 
Zuerst wird abgestimmt, dass heute nur über Punkt 1. abgestimmt und Punkt 2. vertagt wird. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
 
Es kommt zur Abstimmung zu Punkt 1.a 
Abstimmungsergebnis: 1 Ja-Stimme , 10 Nein-Stimmen 
 
Es kommt zur Abstimmung zu Punkt 1.b 
Abstimmungsergebnis: 10 Ja-Stimmen , 1 Nein-Stimme 
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4. Beratung und Beschlussfassung über die Erstellung eines kommunalen 

Biodiversitätskonzeptes (Übertragungsbeschluss) 
(Vorlagen-Nummer: 012/2025/0038) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Rückgang der biologischen Vielfalt ist ein globales, aber auch ein lokales Problem mit 
weitreichenden ökologischen, ökonomischen und gesellschaftlichen Folgen. Weltweit und in 
Deutschland gehen Artenvielfalt, genetische Vielfalt und Vielfalt der Ökosysteme alarmierend 
zurück. Auch im Gebiet der Verbandsgemeinde Rhein-Selz sind negative Entwicklungen 
hinsichtlich der Biodiversität sichtbar – sei es durch zunehmende Versiegelung, den Verlust 
von Lebensräumen oder die Auswirkungen des Klimawandels. 
 
Kommunen kommt im Natur- und Artenschutz eine Schlüsselrolle zu. Sie gestalten 
Flächennutzungen, entwickeln Bauleitpläne, bewirtschaften kommunale Grünflächen, fördern 
nachhaltige Landwirtschaft und können durch gezielte Maßnahmen Lebensräume erhalten 
und wiederherstellen. Damit tragen sie nicht nur zur Erreichung nationaler und internationaler 
Biodiversitätsziele bei, sondern steigern zugleich die Lebensqualität ihrer Bürgerinnen und 
Bürger, stärken die Klimaresilienz und schaffen grüne Infrastruktur. 
 
Vor diesem Hintergrund soll ein kommunales Biodiversitätskonzept erarbeitet werden. Ziel 
dieses Konzeptes ist es, den Zustand der biologischen Vielfalt im Verbandsgemeindegebiet 
zu analysieren, Defizite und Potenziale zu identifizieren sowie strategische Ziele und konkrete 
Maßnahmen zu entwickeln. Es soll ein Handlungsrahmen entstehen, der auf einer 
systematischen Datengrundlage basiert und langfristig die Grundlage für kommunales 
Handeln in Bezug auf den Erhalt und die Förderung der Biodiversität bildet.  
 
Gleichzeitig dient das Biodiversitätskonzept als obligatorische Grundlage zur Einwerbung 
weiterer Fördermittel. 
 
Ein beispielhaftes Biodiversitätskonzept der VG Wallmerod findet sich in der Anlage. 
 
Die Erstellung des Konzeptes soll unter Einbeziehung relevanter Fachbehörden, Verbände, 
wissenschaftlicher Expertise sowie der Öffentlichkeit erfolgen. Durch eine transparente 
Kommunikation und Beteiligung wird die Akzeptanz erhöht und die Umsetzungschancen 
deutlich verbessert. 
 
Die Kosten für die Erstellung des Biodiversitätskonzeptes werden auf ca. 230.000 € (inkl. der 
verpflichtenden Umsetzung einer Maßnahme) geschätzt. Anfang September wurde ein 
Fördermittelantrag im Programm „Natürlicher Klimaschutz in Kommunen“ gestellt, der eine 
80%ige Bezuschussung (184.000 €) vorzieht. Die Antwort dazu steht zum Zeitpunkt der 
Erstellung der Beschlussvorlage noch aus. Da es sich um ein Windhundverfahren handelt, 
wurde der Förderantrag vor der Beschlussfassung gestellt – er kann jederzeit zurückgezogen 
werden. 
Die übrigen Kosten werden von der Verbandsgemeinde getragen und möglichst über das 
Einwerben von weiteren Fördermitteln abgedeckt.  Eine Ko-Finanzierung durch Eigenmittel ist 
ggf. erforderlich. 
 
Mit dem Biodiversitätskonzept positioniert sich die Verbandsgemeinde Rhein-Selz und alle 
teilnehmenden Ortsgemeinden und Städte aktiv im Sinne eines nachhaltigen Natur- und 
Umweltschutzes und leistet einen substanziellen Beitrag zum Schutz unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt, die Verbandsgemeindeverwaltung mit der Erstellung eines 
kommunalen Biodiversitätskonzepts zu beauftragen. Sollte die Verbandsgemeinde keine 
Fördermittel aus dem aktuellen Förderprogramm erhalten, wird die Verwaltung beauftragt, 
Anträge auf Förderung bei anderen Programmen mit vergleichbaren Konditionen zu stellen. 
 
Beratung: 
 
Herr Wüstenhaus merkt an, dass hier beide Ausschüsse nacheinander abstimmen müssen.   
 
Der Vorsitzende erläutert die Beschlussvorlage. Das Konzept wurde von der VG beschlossen 
und beantragt. Herr Schaad erläutert kurz, dass es sich hier um eine Anschlussförderung an 
das KIPKI handelt. Eine Bezuschussung von 80% wird erwartet und die VG trägt die restlichen 
Kosten. Wenn die Förderung ausläuft bleibt allerdings die Verpflichtung der Erstellung 
bestehen und alle Kommunen, die sich nicht anschließen, müssen die Kosten selbst tragen, 
bzw. selbst beauftragen. Deshalb gibt er die Empfehlung dem Konzept beizutreten.  
 
Nach kurzer, positiver Diskussion ist man sich einig dem Konzept beizutreten. 
 
Beschluss: 
 
Es kommt zur Abstimmung des Ausschusses für Infrastruktur, Verkehr und erneuerbare 
Energien 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
 
Es kommt zur Abstimmung des Haupt-, Finanz-, Bau- und Liegenschaftsausschuss  
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
 
 
 
 
5. Austausch Lampen Kita Klawitterland  

 
Dieser TOP wurde vor Eintritt in die Tagesordnung abgesetzt, da noch keine ausreichenden 
Angebote vorliegen. 
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6. Kita "Klawitterland" Dienheim 

hier: Anschaffung von Raumklimageräten im Rahmen der KIPKI Förderung 
(Vorlagen-Nummer: 012/2026/0007) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Ortsgemeinde Dienheim beabsichtigt in der Kita „Klawitterland“ in einigen Räumen den 
Einbau von neuen Klimageräten. 
 
Im Rahmen des KIPKI-Förderprogramms stehen hierfür noch 21.810,00€ zur Verfügung. 
 
Durch die Verwaltung wurden hierfür entsprechende Angebote von Fachfirmen eingeholt. 
 
Nach fachlicher und rechnerischer Auswertung der eingegangenen Angebote ergibt sich 
nachfolgender Preisspiegel: 
 
1. Fa. Reiss, Gimsheim:                          12.258,01€ brutto 
 
2. Zweitplatzierter Bieter:                      13.447,00€ brutto 
 
3. Drittplatzierter Bieter:                         Nicht abgegeben! 
 
Die Finanzierung dieser Maßnahme ist somit zu 100% über das KIPKI-Förderprogramm 
abgedeckt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Infrastruktur, Verkehr, Umweltschutz und erneuerbare Energie 
empfiehlt/der Gemeinderat beschließt die Auftragsvergabe zur Lieferung und Installation von 
neuen Klimageräten in der Kita „Klawitterland“ an den wirtschaftlichsten Bieter die Fa. Reiss 
aus Gimbsheim. 
Die Auftragssumme beträgt 12.258,01€ inkl. MwSt. 
 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 012/36500-072100-93-6 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 21.000,- € zur Verfügung. 

 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende erklärt die Beschlussvorlage mit den entsprechenden Angeboten. 
Es geht um Klimageräte für die Bärenhöhle, den Personalraum, die Küche und das Büro. 
Aufgrund der großen PV-Anlage auf dem Dach entstehen Synergieeffekte und der anfallende 
Strom kann optimal genutzt werden. Außerdem kann in der Übergangszeit zugeheizt werden. 
Die Kosten werden vollständig aus KIPKI-Mitteln. 
 
Beschluss: 
 
Es kommt zur Abstimmung des Ausschuss für Infrastruktur, Verkehr und erneuerbare 
Energien 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
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7. Mitteilungen  

 

− Der Termin für den Rechnungsprüfungsausschuss am 04.03.2026 wird abgesagt, 
da der Jahresabschluss noch nicht vorliegt. Der Vorsitzende kritisiert, dass die 
Verbandsgemeinde hier leider ihren gesetzlichen Pflichten seit Jahren nicht 
nachkommt. 
 

− Bauhof hat immer noch 2 kranke Mitarbeiter. Die Absperrgitter (Fastnachtsumzug) 
konnten daher nur verspätet mit Unterstützung der Mini-Job-Mitarbeiter abgebaut 
werden.  

 
 
 
 
8. Anfragen  

 

− Der 2. Beigeordnete Norbert Jochem fragt nach dem Sachstand der zurückgegebenen 
Weinberge. Der Vorsitzende erklärt, dass es für einige Weinberge Interessenten gibt, 
die die Flächen für den Weinbau weiter nutzen möchten, andere Interessenten 
hingegen wollen die Weinberge nicht als Weinbergs Fläche weiterführen. Im nächsten 
Ausschuss für Landwirtschaft, Weinbau, Allmende und Wegebau wird es einen TOP 
geben, wie man weiter mit diesen Flächen umgeht. 
 

− Niklas Schickling fragt nach dem letzten Jahresabschluss. Herr Schaad übernimmt die 
Antwort. Der letzte Jahresabschluss war 2020 

 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Thorsten Wüstenhaus Melitta Krolo-Geßner 
Ortsbürgermeister  

 
 
 


